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" Auch unsere Stress-Autobahn
braucht eine 
Geschwindigkeitsbegrenzung."
Helmut Glaßl (*1950) Dipl.-Ing., Aphoristiker
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Im Juli 2019 hatte das Verfassungs-
gericht des Saarlandes mit einem 
Urteil entschieden, dass Fotos von 
Blitzgeräten, die die Messdaten 
nicht speichern, vor Gericht nicht 
verwertbar sind, auch  wenn die 
Geräte von der Physikalisch-Tech-
nischen-Bundesanstalt (PTB) zuge-
lassen und geeicht sind. Ein Auto-
fahrer könne so die tatsächlichen 
Grundlagen der Verurteilung nicht 
überprüfen. Dadurch werde sein 
Recht auf ein faires Verfahren und 
eine effektive Verteidigung beein-
trächtigt, so das Gericht. 

Das Urteil hatte bundesweit für gro-
ßes Aufsehen gesorgt, und in eini-

gen Städten wurden die Blitzgeräte 
mit fehlender Speichermöglichkeit 
sogar außer Betrieb genommen.
Das Oberlandesgericht (OLG) 
Oldenburg hat sich dieser Rechts-
auffassung allerdings nicht ange-
schlossen. Es entschied, dass Blit-
zer-Messungen mit Geräten ohne 
die Speicherung von Messdaten 
grundsätzlich nach wie vor ver-
wertbar sind. 

Es begründete seine Entscheidung 
damit, dass der Bundesgerichtshof  
für den Bereich der Verkehrsord-
nungswidrigkeiten das standar-
disierte Messverfahren anerkannt 
hat. Die Zulassung durch die PTB 

garantiere bei einem geeichten 
Gerät die Richtigkeit des gemesse-
nen Wertes, so das OLG. Bei Ein-
haltung der Voraussetzungen des 
standardisierten Messverfahrens sei 
das Ergebnis nach der gefestigten 
Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs für eine Verurteilung ausrei-
chend. Auch die Messung mit einer 
Laserpistole, bei der keine Daten ge-
speichert werden, sei schließlich an-
erkannt und gerichtlich verwertbar. 
Für eine Geschwindigkeitsmessung 
mit einem Blitzgerät könne daher 
nichts anderes gelten.

Quelle: OLG Oldenburg, 
Az.  2 Ss (Owi) 233/19 
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Eine aktuelle Forsa-Umfrage hat 
ergeben, dass sich inzwischen 57 
Prozent der Bundesbürger für ein 
Tempolimit von 130hm/h auf Auto-
bahnen aussprechen. So wandten 
sich zum Beispiel Deutsche Um-
welthilfe, ökologischer Verkehrsclub 
VCD, Greenpeace, Changing Ci-
ties und Verkehrsunfall-Opferhilfe 
Deutschland VOD in dieser Angele-
genheit an den Petitionsausschuss, 
und auch die Evangelische Kirche 
in Mitteldeutschland (EKM) hatte 
erfolgreich eine Online-Petition ge-
startet.  Der Rückenwind aus der 
Bevölkerung für die Einführung ei-
nes Tempolimits ist so stark wie sel-
ten zuvor. Dies geht auch aus den 
Ergebnissen der EU-Wahl und den 
anhaltenden Proteste der Fridays 
for Future-Bewegung hervor.
Der dringende Handlungsbedarf 
der Bundesregierung wird vor allem 
aus Gründen der Verkehrssicherheit 
und des Klimaschutzes gefordert. 
Die Interessenverbände führen eine 
lange Liste an Argumenten an, die 
für die geforderte Maßnahme spre-

chen. Hier einige Beispiele: 

•	 Laut Umweltbundesamt können 
dadurch jährlich mindestens 
zwei Millionen Tonnen Koh-
lendioxid eingespart werden, 
durch eine Maßnahme, die so-
fort umsetzbar und darüber hin-
aus auch kostengünstig ist.

•	 Einer Veröffentlichung der Bun-
desanstalt für Straßenwesen 
(BAST) von 2017 zufolge waren 
2015 immerhin 70 Prozent der 
Autobahnen ohne Tempolimit 
befahrbar, nur 30 Prozent un-
terlagen Beschränkungen. 

•	 Zudem sorgt ein Tempolimit 
für einen gleichmäßigeren 
Verkehrsfluss, so dass weniger 
Staus entstehen.

•	 Nicht zuletzt wird die Verkehrs-
sicherheit erhöht; es kann da-
von ausgegangen werden, 
dass sich die Zahl der Unfälle 
halbiert und die der Verkehrsto-
ten zurückgeht. (Quelle: Land 
Brandenburg)

•	 Ein Tempolimit mindert au-

ßerdem das Lärmaufkommen 
und den Reifenabrieb. (Quelle: 
Fraunhofer UMSICHT)

•	 Ein Tempolimit sorgt für ent-
spannteres Fahren. Das kommt 
vor allem auch denjenigen 
Menschen entgegen, die von 
dem Verkehr, der im Rückspie-
gel auf sie zurast, gestresst sind.

Egal, wie man gegenüber einer 
Reglementierung der Geschwin-
digkeit auf Autobahnen eingestellt 
sein mag: Interessant dürfte für 
Gegner und Befürworter sein, dass 
laut einer Studie des Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale In-
frastruktur (BMVI), lediglich etwa 
30 Prozent der Autofahrer schneller 
als 130km/h und nur  10 Prozent 
schneller als 150km/h unterwegs 
waren. Von einer drohenden ge-
nerellen Bevormundung der moto-
risierten Verkehrsteilnehmer kann 
daher keine Rede sein.

Quellen: EKD Erfurt;
Pressemitteilung der VOD 2019

DEUTSCHE MEHRHEITLICH FÜR TEMPOLIMIT 
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Verkehrsministerium beim Interessenverband 
Deutscher Fahrlehrer in Günzburg

Am 24. September besuchte Frau Ministerialrätin Bar-
telt-Lehrfeld vom Bundesverkehrsministerium  den In-
teressenverband Deutscher Fahrlehrer. Nach einem 
Grußwort des Günzburger Oberbürgermeisters Ger-
hard Jauernig hießen die Vorsitzenden Robert Klein 
und Wolfgang Hesser die Vertreterin des BMVI, Frau 
Ministerialrätin Renate Barthel-Lehrfeld, willkommen. 
Im Anschluss daran startete unter Moderation von 
Dr. Bernd Ganser ein intensiver Erfahrungsaustausch 
rund um das Fahrlehrerrecht. Verbandsvertreter aus 
dem AK Wissenschaft  folgten sehr interessiert den 
Ausführungen der Vertreterin des Verkehrsministeri-
ums und der Verbandsspitze.

Folgende aktuelle Themen wurden diskutiert:
•	 Der freiberufliche Fahrlehrer 

ohne Fahrschulerlaubnis

•	 Nichtbestehensquote
•	 Fahrschulüberwachung FahrlG § 51
•	 FahrlG § 51, Absatz 2
•	 FahrlG § 11: Eignungsvoraussetzungen
•	 FahrlG § 53: Fortbildung
•	 Fahrlehrerprüfung „Theorie“
•	 Fahrl.AusbV § 4 Anl.4 
•	 Theoretischer Unterricht in 

Ferien- oder Blockkursen
•	 Besondere Ausbildungsfahrten
•	 Zeitpunkt der Durchführung der 

besonderen Ausbildungsfahrten
•	 Ausbildungsnachweis gemäß § 31 Abs.1 FahrlG 

und § 6 Abs. 2 FahrschAusbO
•	 Ausbildungsende
•	 Verzahnung des theoretischen und 

praktischen Unterrichts
•	 Neue FahrschAusbO
•	 Lehrgang BWL: Täglicher 

zeitlicher Umfang
•	 Lernstandbeurteilung/Feststellung 

der Prüfungsreife
•	 Manipulation bei der theoretischen 

Fahrerlaubnisprüfung
•	 Präsenzunterricht statt E-learning
•	 Fahreignungsseminar (FeS)
•	 Automatikregelung/ E- Mobilität
•	 E-Roller 
•	 Bundesweit AM 15?
•	 Begleitetes Fahren mit 16
•	 Mangel an Fahrerlaubnisprüfern
•	 Prüfzeitverlängerung bei der praktischen 

FE-Prüfung und Fahraufgabenkatalog
•	 Prüfungsfahrzeuge: Transmissionsgrad 

der Scheiben
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Der freiberufliche
Fahrlehrer ohne
Fahrschulerlaubnis

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Fahrlehrerrechtsexperte Rechtsan-
walt Dietrich Jaser erläuterte die 
Situation der "freiberuflichen" Fahr-
lehrer ohne Fahrschulerlaubnis. 
Diese sind von den Verwaltungs-

behörden mittlerweile anerkannt, 
so dass von deren Seite in der Re-
gel keine Schwierigkeiten mehr zu 
erwarten sind. Allerdings geht die 
Tendenz in der Sozialgerichtsbar-
keit dahin, die Fahrlehrer nicht als 
echte freie Mitarbeiter einzustufen, 
sondern als abhängig Beschäftig-
te im Sinne des Sozialgesetzbuchs 
(SGB) IV. Die Sozialgerichte tendie-
ren mehrheitlich dazu, den Begriff 
des "Beschäftigungsverhältnisses" 

in § 1 Absatz 4 des Fahrlehrerge-
setzes (FahrlG) als "Begriff aus dem 
Sozialrecht" auszulegen. Dies führt 
dazu, dass die Fahrschulen oder 
Fahrschulinhaber im Falle einer Be-
triebsprüfung verpflichtet werden, 
die vollen Sozialversicherungsbei-
träge solcher Fahrlehrer an die DRV 
abzuführen. Diese errechnen sich 
aus den bezahlten Honoraren und 
umfassen sowohl die Arbeitnehmer- 
als auch die Arbeitgeberbeiträge, 

Renate Bartelt-Lehrfeld Ministerialrätin im Bundes-
ministerium für Verkehr und Infrastruktur (mitte) mit 
den beiden IDF-Vorsitzenden Wolfgang Hesser (links) 
und Robert Klein (rechts).
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was manche Fahrschule an den 
Rand des Ruins bringt.

Diese Praxis konterkariert den Wil-
len des Gesetzgebers, der den 
Einsatz von freien Fahrlehrern im 
Rahmen der FahrlG-Reform 2017 
ausdrücklich  ermöglichen wollte. 
Der IDF regt daher an, den Geset-
zeswortlaut in § 1 Absatz 4 FahrlG 
abzuändern und den Begriff des 
"Beschäftigungsverhältnisses" durch 
den Begriff "auch freien Dienstver-
hältnisses" zu ersetzen. Dabei muss 
auch mit Blick auf die §§17 und 29 
FahrlG klargestellt werden, dass 
Fahrlehrer nicht zwingend Beschäf-
tigte im Sinne des Sozialrechts sein 
müssen, sondern auch in einem 
freien Dienstverhältnis für Fahr-
schulen tätig sein können.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Die Vertreterin des Verkehrsminis-
teriums erklärte, dass ihr der o.g. 
Sachverhalt bisher noch nicht in 
dieser Weise dargestellt wurde. Das 
BMVI hat jedoch keinen Einfluss auf 
die Rechtsprechung der Sozialge-
richte.

Nichtbestehensquote

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Die stetig steigende Nichtbeste-
hensquote wird von mehreren Sei-
ten teilweise scharf kritisiert. 

Der Interessenverband Deutscher 
Fahrlehrer (IDF)  sieht eine  Ursa-
che in der sinkenden  Motivation bei 
Jugendlichen, die Fahrerlaubnis zu 
erwerben.

Auch die Migrationssituation dürf-
te dazu beitragen, die Anzahl der 
Migranten bei Prüfungen steigt. Hier 
tauchen immer wieder Verständi-
gungsprobleme auf, und auch  das 
bisher erworbene Verkehrsverhal-
ten stellt oft ein Hindernis dar. 
Auffällig ist, dass der Anstieg der 

Nichtbestehensquote exakt mit der 
Aufnahme von Videosequenzen in 
die theoretische Prüfung zum 1. 4. 
2014 beginnt. Dieser Zusammen-
hang ist in allen 16 Bundesländern 
deutlich erkennbar.

Ebenso auffallend ist, dass in der 
Vergangenheit die Nichtbestehens-
quote linear mit der zunehmenden 
Anzahl von Videosequenzen  an-
stieg: Je mehr dieser Videos in die 
Prüfung integriert wurden, desto 
höher war die Nichtbestehensquo-
te, und zwar wiederum in allen Bun-
desländern.

Der Interessenverband Deut-
scher Fahrlehrer (IDF) stellt da-
her grundsätzlich den Einsatz 
von Videosequenzen bei der 
Theorieprüfung in Frage.

Nach unserer Meinung zielt die 
theoretische Ausbildung darauf ab, 
Verhaltensweisen und Kenntnis-
se zu erwerben, die in der aktiven 
Teilnahme am Verkehrsgeschehen 
situationsadäquat möglichst auto-
matisiert abrufbar sind. So wird ein 
hohes Maß an Verkehrssicherheit 
gewährleistet.

Videoclips mit bewegten Situations-
darstellungen lassen dem Lernen-
den kaum Zeit, die flash-artig dar-
gebotenen Situationen gründlich zu 
reflektieren und sich auch empa-
thisch mit ihnen auseinander zu set-
zen. Nur so können jedoch unseres 
Erachtens passendes Wissen und 
adäquate Verhaltensweisen nach-
haltig gelernt und fehlerfrei repro-
duziert werden.

Aus diesen dargestellten Mängeln  
dürfte zumindest eine bedeutsame 
Ursache für die steigende Nichtbe-
stehensquote resultieren.

Videoclips bilden nach unserer Mei-
nung reales Verkehrsgeschehen 
nur unzureichend ab. Der Mensch 

nimmt seine Umgebung fortlaufend 
mit verschiedenen Sinnesorganen 
wahr. Diese Wahrnehmungen wer-
den letztlich vom Arbeitsgedächtnis 
als "relevant" bzw. "unwichtig" be-
wertet. 
 
Zielführende Sinneseindrücke wer-
den geordnet, um daraus geeig-
nete Handlungsstrategien aus dem 
Langzeitspeicher abzurufen.

Für den Theorieunterricht erstellte 
Videoclips bieten sehr kurze Aus-
schnitte des Verkehrsgeschehens, 
die häufig viel zu spontan interpre-
tiert werden müssen, um eine "pas-
sende" Strategie abrufen zu können.

Dies erfordert von Lernenden somit 
oft eine höhere Wahrnehmungsge-
schwindigkeit als reales Verkehrs-
geschehen und dazu noch Entschei-
dungen, die wegen mangelnden 
Kontextinformationen auf nur we-
nigen Fakten beruhen. Auch diese 
Umstände dürften die steigende 
Nichtbestehensquote mit bedingen.

Statische zweidimensionale Reprä-
sentationen hingegen dürften deut-
lich geeignetere Voraussetzungen 
bieten, passende Handlungsweisen 
zu finden, und zwar ohne den mas-
siven Einfluss der Informationsver-
arbeitungsgeschwindigkeit.

Der IDF setzt bewusst auf eher tra-
ditionelle Lernformen und Lernme-
dien und ist überzeugt, dass damit 
die Nichtbestehensquote wieder ge-
senkt wird.

Unterstützung gegen die zuneh-
mende Digitalisierung des Lernens 
erhalten wir von renommierten Wis-
senschaftlern. 

So warnt der wohl populärste Geg-
ner, Prof. Dr. Dr. Spitzer, Leiter der 
psychiatrischen Universitätsklinik 
Ulm,  seit Jahren vor dem Digitali-
sierungswahn. Hier zwei Zitate aus 
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seinem neuesten Buch " Die Smart-
phone Epidemie" (2018, dritte Auf-
lage):

"Über die gesundheitlichen Folgen 
machen sich mittlerweile sogar In-
vestoren und Unternehmer Gedan-
ken. Der Chef von Apple empfiehlt, 
Smartphones nicht in Schulen zu 
verwenden, der französische Prä-
sident verbietet sie dort ganz und 
Süd-Korea hat seit Jahren Geset-
ze zum Schutz der Jugend vor den 
schlimmsten Folgen der Handynut-
zung." (a.a.O, Klappentext)

Weiter bemerkt Spitzer: " Halten wir 
fest: Digitale Medien und insbeson-
dere das Smartphone schaden der 
Gesundheit und der Bildung junger 
Menschen und behindern die Ent-
wicklung von Willensbildung und 
Empathiefähigkeit." (a.a.O, 131)

Aber gerade die Empathiefähigkeit 
ist letztendlich unabdingbar für ver-
kehrssicheres Verhalten. Was gibt 
es Wichtigeres als sich in die Situ-
ation anderer Verkehrsteilnehmer 
einfühlen zu können?

Und schließlich schreibt Spitzer als 
vehementer Kritiker des Heilsbrin-
gers Digitalisierung:  "Da wird das 
'digitale Lernen' von Marktschreiern 
ohne jeden wissenschaftlichen Hin-
tergrund – d.h. ohne dass es Daten 
gäbe, die das Vorgehen empirisch 
begründen und damit rechtferti-
gen könnten – propagiert, obwohl 
dadurch die Bildung und die Ge-
sundheit von Kindern ruiniert wird." 
(a.a.O., 147)

Und was passiert in den Bereichen 
Fahrschülerausbildung, Fahrlehrer-
ausbildung, Fortbildung usw.? Ge-
nau das Gegenteil! Aus Sicht des 
IDF eine fatale Entwicklung, deren 
Folgen sich z.B.  bereits in einer 
steigenden Nichtbestehensquo-
te niederschlagen. Bedenklich ist 
auch die Tatsache, dass die Intelli-

genz von Menschen seit der Jahr-
tausendwende nicht mehr zunimmt, 
sondern rückläufig ist, wenn sie in 
Ländern wohnen, in denen die Di-
gitalisierung massiv vorangetrieben 
wird. Dieser sog. Anti-Flynn- Effekt 
wurde in einer Metastudie aus 2017 
bestätigt.

Wissenschaftler nehmen an, dass 
dafür die Qualität der Schulen und 
der Medienkonsum als mögliche 
Ursachen verantwortlich sind. 
Australien hat bereits frühzeitig dar-
auf reagiert. Dort werden die 2008 
den Schulen für insgesamt 2,4 Mil-
liarden australische Dollar zur Ver-
fügung gestellten Laptops seit 2016 
wieder eingesammelt.

Fazit: Aufgrund von wissen-
schaftlichen Ergebnissen fühlt 
sich der IDF in seiner kritischen 
Haltung gegenüber digitalen 
Medien und Lernformen mehr 
als bestätigt. 

MR'in Bartelt-Lehrfeld
verweist in diesem Zusammenhang 
auf die noch ausstehenden Ergeb-
nisse der BAST-Studie, in der zumin-
dest einige vom IDF vorgetragene 
Vorbehalte thematisiert sein dürften.

Fahrschulüberwachung 
FahrlG § 51
Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Laut FahrlG § 51 Absatz 1 sind alle 
das Fahrlehrerrecht betreffende Be-
reiche zu überwachen. 

Der IDF ist der Meinung, dass bei 
Fahrschulen, die mehrere Bereiche 
abdecken, zumindest nicht alle da-
von im Rahmen der Überwachung 
überprüft werden, sofern der Be-
trieb bisher nicht auffällig war.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Die Überwachung wurde vom Ge-
setzgeber klar geregelt. Die Um-

setzung der Regelung fällt in die 
Zuständigkeit der einzelnen Bun-
desländer. Eine bundeseinheitliche 
Überwachung scheitert am Wider-
stand der Bundesländer, führt aber 
in der Praxis zu einer bundesweit 
uneinheitlichen Überwachungspra-
xis.

FahrlG § 51, Absatz 2

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Der Begriff "vorbehaltlich" in dieser 
Textpassage wird unseren Erfahrun-
gen nach unterschiedlich interpre-
tiert. Den IDF interessiert die Ausle-
gung des BMVI.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Die Überprüfung dieses Sachver-
halts wird zugesagt.

FahrlG § 11: Eignungs-
voraussetzungen

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Von der im  FahrlG § 11 geforder-
ten Gesundheitsprüfung im Turnus 
von 5 Jahren sollten die Fahrerlaub-
nisklassen A und B unbedingt aus-
genommen werden. Diese Regelung 
wird weder den Fahrlehrern noch 
der angestrebten Vereinfachung der 
Verwaltungspraxis gerecht.

Den IDF würde auch interessieren, 
auf wessen Initiative diese Regelung 
so aufgenommen wurde. Außerdem 
ist unklar, woraus sich die "Erforder-
nis"  des Gesetzes ableitet, zumal 
BVF und IDF sich wiederholt gegen 
diese Regelung ausgesprochen ha-
ben.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Nachdem die Zugangsvorausset-
zung für den Fahrlehrerberuf geän-
dert wurde, sieht das BMVI die Not-
wendigkeit einer turnusmäßigen 
Gesundheitsprüfung für alle Fahr-
lehrer als erforderlich an. An einen 
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Fahrlehrer müssen nach Ansicht 
des BMVI höhere Anforderungen 
gestellt werden als an einen norma-
len PKW- Fahrer. Änderungen sind 
grundsätzlich erst nach der Evalua-
tion möglich.

FahrlG § 53: Fortbildung

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Bei der Interpretation der gesetzli-
chen Regelung zur Fortbildung sind 
viele Fahrlehrer und auch Behörden 
überfordert. Die Regelung sollte 
vereinfacht werden.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Der Antrag wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Fahrlehrerprüfung 
"Theorie"

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Der IDF empfiehlt, dazu einen ver-
bindlichen amtlichen Fragenkatalog 
mit Musterlösungen zu entwickeln.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Das BMVI wird diesen Vorschlag 
prüfen. Eine Optimierung der Prü-
fungen durch die Fahrlehrerprü-
fungsausschüsse steht noch aus.

Fahrl.AusbV § 4 Anl.4 

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Die Kompetenzbereiche 2.1.1 bis 
2.2.2 sollten nicht nur ausschließ-
lich von Bildungswissenschaftlern 
referiert werden dürfen.

Dazu sollten auch Fahrlehrer mit der 
Qualifikation zur Durchführung von 
Einweisungslehrgängen und Einfüh-
rungsseminaren berechtigt sein. 

Für den IDF ist es schlicht nicht 
nachvollziehbar, weshalb dieser 
Personengruppe nicht die fachliche 

Kompetenz zuerkannt wird, auch 
Ausbildungsfahrlehrer ausbilden.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
nimmt diese Anregung mit.

Theoretischer Unterricht 
in Ferien- oder
Blockkursen
Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Dazu wünscht sich der IDF eine 
klare Positionierung des Verkehrs-
ministeriums. Er fragt nach, ob es 
Gründe gibt, die dagegensprechen.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Der Theorieunterricht in Ferien- 
oder Blockkursen kann grundsätz-
lich auch weiterhin unter Berück-
sichtigung der nach § 17 Abs. 3 
festgelegten Prüforte durchgeführt 
werden.

Besondere
Ausbildungsfahrten

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Künftig sollten die Autobahnfahrten 
bei den Fahrerlaubnisklassen A1, 
A2, A und B von mindestens vier 
um eine Fahrt auf fünf erhöht wer-
den, um so den dort zunehmenden 
Herausforderungen des Verkehrs-
geschehens gerecht zu werden. Im 
Gegenzug sollte der Umfang der 
Nachtfahrten um 45 Minuten redu-
ziert werden.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Das BMVI wird diese Anregung 
wohlwollend prüfen.

Zeitpunkt der Durchfüh-
rung der besonderen 
Ausbildungsfahrten

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Außerdem spricht sich der IDF da-

für aus, dass § 5 Absatz 2 der Fahr-
schAusbO gestrichen wird, oder 
zumindest durch folgende Formu-
lierung ersetzt wird: "Die Festlegung 
der Durchführung der besonderen 
Ausbildungsfahrten sollte im zeitli-
chen Ermessen des Fahrlehrers lie-
gen und nach Möglichkeit gegen 
Ende der praktischen Ausbildung 
erfolgen."

In der Praxis nimmt die Tendenz zu, 
dass Jugendliche im fortgeschrittenen 
Stadium der praktischen Ausbildung 
die Sonderfahrten teilweise oder voll-
ständig absolviert haben, ihre Ausbil-
dung jedoch dann über einen länge-
ren Zeitraum unterbrechen.

Da sie in der Regel im Rahmen der 
Wiederaufnahme ihrer Ausbildung 
weitere Fahrstunden absolvieren, er-
scheinen die Sonderfahrten im Aus-
bildungsnachweis dann allerdings 
zu einem "früheren" Zeitpunkt. 

Dasselbe Problem ergibt sich bei 
Jugendlichen, die infolge psychi-
scher Probleme in ihrem Lernstand 
abrupt zurückfallen.

Die durch die geschilderten Um-
stände entstandene Platzierung der 
Sonderfahrten wird jedoch häufig 
bei Überwachungen moniert.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Die Vertreterin des BMVI verweist 
auf die Zuständigkeit der Bundes-
länder, nimmt diese Anregung je-
doch gerne mit.

Ausbildungsnachweis 
gemäß § 31 Abs.1
FahrlG und § 6 Abs. 2
FahrschAusbO

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Den IDF interessiert, warum dieser 
Ausbildungsnachweis dem Fahr-
erlaubnisprüfer vorgelegt werden 
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muss. Er fragt sich, was der Prüfer 
damit tatsächlich kontrollieren kann 
und plädiert dafür, dass der Ausbil-
dungsnachweis dem Prüfer nicht 
vorgelegt werden muss. Außerdem 
ist ihm unklar, weshalb der Ver-
antwortliche mit seiner Unterschrift 
nochmals bestätigen muss, dass er 
alle gesetzlichen Ausbildungsinhal-
te durchgeführt hat, obwohl er ja 
ohnehin per Gesetz dazu verpflich-
tet ist. Er verweist darauf, dass keine 
Behörde die Richtigkeit abgeschlos-
sener Verwaltungsakte nochmals 
gesondert per Unterschrift beschei-
nigen muss.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Der Prüfer darf einen Bewerber nur 
zur Prüfung zulassen, wenn die Aus-
bildung abgeschlossen ist. 

Dies bestätigt die Fahrschule über 
den Ausbildungsnachweis.

Zum Bürokratieabbau wurden 
auch auf Wunsch der Fahrlehrer-
schaft Ausbildungsbescheinigung 
und Ausbildungsnachweis jetzt zu-
sammengefasst. Sofern ab dem 
01.01.2020 der Abschluss der Aus-
bildung durch die Fahrschule nicht 
elektronisch bestätigt wird, erhält 
der Prüfer einen Nachweis, der nun 
auch Inhalte enthält, die zuvor nur 
in der Ausbildungsbescheinigung 
enthalten waren. Für den Prüfer ist 
allerdings auch hier nur die Bestä-
tigung des Abschlusses der Ausbil-
dung relevant.

Wie ausgeführt hat die Fahrschule 
die Möglichkeit dies auch elektro-
nisch zu bestätigen. Dann erhalten 
die Prüfer diese Informationen nicht.

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Wie ist der Satz "Hiermit wird be-
stätigt, dass alle vorgeschriebe-
nen Ausbildungsinhalte gemäß § 4 
FahrschAusbO absolviert wurden" 
zu verstehen?

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Die Umsetzung der Forderung 
nach Absolvierung sämtlicher Aus-
bildungsinhalte stellt ein organisa-
torisches Problem der Fahrschulen 
dar. Das Spannungsfeld ist jedoch 
erkannt, auch von den Bundeslän-
dern.

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Der IDF weist auf gravierende orga-
nisatorische Probleme beim Vollzug 
dieser Interpretation hin, es sei denn, 
die Inhalte werden in Blockkursen 
vermittelt.  Außerdem sieht der IDF 
diese Forderung im Widerspruch zur 
FahrschAusbO § 3 Satz 3: 

"Dabei kann die exemplarische Ver-
tiefung wichtiger sein als die inhalt-
liche Vollständigkeit."

Des Weiteren betont § 4 Fahr-
schAusbO, dass sich der theoreti-
sche Unterricht (lediglich) am Rah-
menlehrplan zu orientieren hat. Der 
Begriff "Orientierung" stellt jedoch 
kein Synonym des Begriffs "Voll-
ständigkeit" dar, sondern bedeutet 
vielmehr "sich einen Überblick ver-
schaffen, sich zurechtfinden...".

Ergänzend dazu sei der Hinweis ge-
stattet, dass die Fahrschülerausbil-
dung nach § 4 Satz 4 das selbstän-
dige Lernen durch die Fahrschüler 
voraussetzt.

Darüber hinaus wurde im Ver-
kehrsblatt 1998, 1220 explizit da-
rauf verwiesen, dass die im § 3 
FahrschAusbO Satz 3 aufgeführte 
Möglichkeit der exemplarischen 
Vertiefung zu Lasten einer inhaltli-
chen Vollständigkeit deshalb aufge-
nommen wurde, weil die Stofffülle 
in der zur Verfügung stehenden Zeit 
oft nicht vollständig vermittelt wer-
den könne.

Zudem enthält das Verkehrsblatt 
den Hinweis: "Die Ausbildungsin-

halte sind auszuwählen und aufzu-
bereiten, um die Ausbildungsziele 
zu erreichen. Hierauf kann sich der 
Fahrlehrer auch in Konfliktsituatio-
nen berufen". 

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Das BMVI sieht in dieser Frage ein 
Thema für die Evaluation und weist 
darauf hin, dass dieser Sachverhalt 
bisher noch bei keiner Besprechung 
thematisiert worden ist.

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Außerdem interessiert den IDF, ob 
auf dem Ausbildungsnachweis, der 
dem Fahrerlaubnisprüfer bei der 
theoretischen und praktischen Fahr-
erlaubnisprüfung vorgelegt werden 
muss, die Angabe der persönlichen 
Daten des Fahrerlaubnisbewerbers 
und die Unterschrift des Verantwort-
lichen bezüglich der Bestätigung 
der Ausbildung ausreichend sind.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Diese Frage wird bejaht. Einträge 
zum theoretischen bzw. praktischen 
Unterricht und eine namentliche 
Nennung des Fahrlehrers sind nicht 
erforderlich.

Ausbildungsende

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Am Ende der Ausbildung ist 
dem Fahrschüler nach § 6 Fahr-
schAusbO ein Ausbildungsnach-
weis auszuhändigen. Unklar ist, zu 
welchem Zeitpunkt die Ausbildung 
zum Erwerb der Fahrerlaubnis als 
beendet gilt.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Nach § 6 FahrschAusbO endet die 
Ausbildung, wenn der Bewerber 
den Unterricht im gesetzlich vorge-
schriebenen Umfang absolviert hat 
und der Fahrlehrer überzeugt ist, 
dass die Ausbildungsziele nach § 1 
erreicht sind.
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Anmerkung des IDF: Darüber hi-
naus vertritt der IDF die Meinung, 
dass die Ausbildung letztendlich erst 
dann beendet sein kann, wenn die 
letzte Prüfung absolviert worden ist, 
oder aber der Fahrschüler seine Aus-
bildung auf Dauer unterbricht.

Verzahnung des
theoretischen und
praktischen Unterrichts

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Gibt es dazu konkrete Vorstellungen 
wie die Verzahnung zu erfolgen hat?

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Eine Verzahnung von Theorie und 
Praxis ist dann gegeben, wenn bei 
der praktischen Ausbildung ein Be-
zug auf den Theorieunterricht her-
gestellt wird. Bei eventuell auftreten-
den Problemen kann sich der IDF 
an das BMVI wenden. 

Neue FahrschAusbO

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Der IDF erkundigt sich nach dem ak-
tuellen Stand, von wem sie erarbeitet 
wird, ob dabei auch Fahrlehrerver-
bände oder andere Organisationen 
mitwirken und welche Änderungen 
geplant sind.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Die neue FahrschAusbO wird nicht 
vor 2022/23 in Kraft treten. Es ist 
dem IDF anheimgestellt, dazu ein 
Positionspapier zu verfassen.  

Lehrgang BWL: Täglicher 
zeitlicher Umfang

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Dem IDF ist nicht einsichtig, warum 
die tägliche Höchstdauer vom Ge-
setzgeber auf nur 8 mal 45 Minu-
ten reglementiert wird. Die tägliche 
Dauer der Unterrichtszeit sollte - so-

fern überhaupt eine Regelung not-
wendig ist – wenigstens auf achtmal 
60 Minuten festgelegt werden.

Der IDF kritisiert diese Verkürzung 
der täglichen Seminarzeit, da sie im 
klaren Widerspruch zum BKrFQG 
steht, dass die Fortbildungspflicht für 
Ausbilder auf 8 UE je 60 Minuten 
vorschreibt.

Außerdem besteht dadurch eine 
Ungleichbehandlung mit anderen 
staatlichen und privaten Bildungsan-
geboten.

So dürfen beispielsweise Kurse für 
Juristen täglich bis zu 10 Zeitstunden 
umfassen.

Durch die neue Regelung befürchtet 
der IDF auch, dass die Teilnehmer 
eines BWL-Seminars künftig jeweils 
nach dem frühen Unterrichtsende 
in ihrem Betrieb noch bis am späten 
Abend Fahrschüler ausbilden und 
somit am nächsten Seminartag nur 
bedingt aufnahmefähig sind.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Frau Bartelt-Lehrfeld weist darauf 
hin, dass die zeitliche Begrenzung 
aus pädagogischen Gründen vor-
genommen wurde. 

Lernstandbeurteilung/
Feststellung der
Prüfungsreife

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Der IDF setzt sich dafür ein, dass 
die Lernstandsbeurteilung der Fah-
rerlaubnisbewerber auch zukünftig 
ohne weitere gesetzliche Regle-
mentierung variabel erfolgen kann 
(elBe).

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Bezüglich der Lernstandsbeurtei-
lung und der Feststellung der Prü-
fungsreife sind keine staatlichen 
Reglementierungen vorgesehen. 

Manipulation bei
der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Aus Gründen der Verkehrssicher-
heit ist es dringend erforderlich, ge-
eignete Maßnahmen zu finden, die 
eine Manipulation bei der Theorie-
prüfung möglichst unterbinden und 
wirksam sanktionieren. Die Zahl der 
Betrugsversuche nimmt stetig zu.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Dem BMVI ist diese Problematik be-
kannt. Hier sind die Verwaltungsbe-
hörden gefordert. 

Präsenzunterricht
statt E-learning

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Mit der Berichterstattung zur geplan-
ten online-Fahrschule in Berlin steht 
die Frage nach der Bedeutung von 
Präsenzunterricht wieder verstärkt 
im Mittelpunkt. Aus Sicht des Inter-
essenverbands Deutscher Fahrlehrer 
(IDF) stellt der Präsenzunterricht, den 
Theorieteil betreffend, ein unver-
zichtbares Ausbildungselement zum 
Erwerb der Fahrerlaubnis dar.

Er dient zunächst einmal zur Vertrau-
ensbildung zwischen Fahrlehrer und 
Fahrschüler, die ihrerseits wiederum 
Basis für eine effiziente praktische 
Ausbildung darstellt. Als übergeord-
netes Ziel aller Ausbildungsinhalte 
zum Erwerb der Fahrerlaubnis steht 
die Verkehrssicherheit im Mittelpunkt.

Soziales Verhalten, und damit auch 
soziales Verkehrsverhalten, entwi-
ckelt sich jedoch in erster Linie durch 
face to face-Interaktion und nicht 
durch Lernen über den PC oder 
das Smartphone. Dem Lehrenden 
kommt hierbei eine zentrale Be-
deutung zu, den digitalen Medien 
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lediglich eine untergeordnete Unter-
stützungsfunktion (siehe u.a. Publi-
kationen von Prof. Dr. Manfred Spit-
zer und Prof. Dr. Klaus Zierer). 

Außerdem steht unserer Meinung 
nach eine online- Absolvierung des 
Theorieunterrichts im klaren Wi-
derspruch zum gerade erst über-
arbeiteten Fahrlehrergesetz.  Dort 
wird ein verstärktes Augenmerk auf 
die pädagogische Dimension der 
Ausbildung gelegt, was sich ja klar 
in der geforderten pädagogischen 
Überwachung der Fahrschulen wi-
derspiegelt.

Auch die derzeit gültige Fahrleh-
rerausbildungsverordnung betont 
die Bedeutung der Vermittlung 
pädagogischer Inhalte. Daher 
steht der IDF klar zum Präsenzun-
terricht.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Auch das BMVI sieht im Präsenzun-
terricht ein unverzichtbares Element 
der theoretischen Ausbildung. 

Fahreignungsseminar 
(FeS)

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Der IDF plädiert für eine Beibehal-
tung der Fahreignungsseminare.  
Außerdem sollte die Behörde ver-
kehrsauffällig gewordene Perso-
nen ab drei Punkte einem Seminar 
zuweisen. Wäre es möglich, den 
Evaluationsbericht zu FeS zu erhal-
ten?

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Die Fahreignungsseminare wer-
den beibehalten. Der Vorschlag, 
dass auffällig gewordene Personen 
durch die Behörde einem Seminar 
zugewiesen werden, wird an das 
zuständige Referat weitergeleitet. 
Der Evaluationsbericht müsste als 
Bundestagsdrucksache veröffent-
licht sein. 

Automatikregelung/ E- 
Mobilität

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Die bisherige Regelung mit Eintrag 
Kennziffer 78 in den Führerschein 
sollte nach Meinung des IDF unbe-
dingt auch weiter Bestand haben.

Autos mit Schaltgetriebe sollten wie 
bisher erst nach Ablegung einer 
praktischen Prüfung betrieben wer-
den dürfen.

Außerdem kann der IDF den Ge-
danken, durch die diskutierte Neu-
erung die E-Mobilität zu fördern, 
indem man die bisherige Regelung 
verwirft, nicht nachvollziehen. Es 
könnten sofort 40 Millionen Fahrer-
laubnisbesitzer auf ein E-Fahrzeug 
umsteigen, wenn sie es denn woll-
ten. 

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Die EU-Kommission hat dem BMVI 
noch keine verbindliche Regelung 
zugestellt, womit jedoch in Kürze zu 
rechnen ist.

E- Roller

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Der IDF würde eine Helmpflicht be-
grüßen. Außerdem sollte mindestens 
die Mofa-Prüfbescheinigung für die 
Nutzung dieser Fahrzeuge vorge-
schrieben werden.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Trotz diverser Befürworter wurden 
diese o.g. Vorschläge vom Bundes-
verkehrsminister abgelehnt.

Bundesweit AM 15?

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Der IDF plädiert dafür, dass die Re-
gelung AM 15 auf alle Bundesländer 
ausgeweitet wird.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Für eine bundesweite Umsetzung 
plädieren insbesondere diejenigen 
Bundesländer, in denen die Rege-
lung "AM mit 15" versuchsweise 
eingeführt ist.

Begleitetes Fahren mit 16

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Diese Forderung erscheint dem IDF 
wenig sinnvoll. Gründe für die Ab-
lehnung sieht er in der mangelnden 
"Reife" der Bewerber und in der ho-
hen Anzahl der Abbrecher bei BF 17.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Das BMVI vertritt dieselbe Meinung 
wie der IDF.

Mangel an
Fahrerlaubnisprüfern

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Aufgrund diverser Engpässe in Ham-
burg, Baden-Württemberg, Rhein-
land-Pfalz usw. hat der IDF Bedenken, 
dass zukünftig eine ausreichende 
Anzahl von Prüfterminen angeboten 
werden kann.

Der IDF plädiert dennoch dafür, dass 
das Prüfgeschäft bei den bisherigen 
Prüforganisationen verbleibt, sofern 
sie ausreichende Prüftermine anbie-
ten können.

Um dem Mangel an Fahrerlaub-
nisprüfern zu begegnen, könnten 
Personen mit noch näher zu definie-
rendem Kompetenzprofil in einem 
mehrmonatigen Lehrgang zu Fahrer-
laubnisprüfern ausgebildet werden. 
Dadurch hätten die Prüforganisatio-
nen auch deutlich weniger Probleme, 
geeignete Bewerber zu finden.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
weist darauf hin, dass sich in Hes-
sen bereits ein Arbeitskreis mit die-
ser Thematik befasst.
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Prüfzeitverlängerung
bei der praktischen 
FE-Prüfung und
Fahraufgabenkatalog

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
Künftig müssen alle an der Fahrer-
laubnis Beteiligten höhere Anforde-
rungen erfüllen.  Recherchen des IDF 
bei Prüfern und Fahrlehrern lassen 
ein hohes Maß an Unverständnis 
und Ablehnung der neuen Regelung 
erkennen.

Beide Gruppen bewegen sich bei 
der Ausübung ihrer Tätigkeit hart 
am "Limit", wenn es darum geht, den 

Anforderungen des Gesetzgebers 
gerecht zu werden.

Die Fülle von gesetzlichen Vorga-
ben und Verordnungen verursacht 
bereits jetzt zunehmend resignative 
Einstellungen.

Dies steht unserer Meinung nach 
klar im Widerspruch zur generellen 
Zielsetzung des Gesetzgebers, der 
stets betont, dass   Entbürokratisie-
rung und höhere Verkehrssicherheit 
oberste Priorität genießen.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Die Prüfzeitverlängerung erfolgte 
auf Initiative der Prüforganisatio-
nen. Sofern sich Anwendungspro-

bleme mit dem Fahraufgabenkata-
log ergeben, wird dieser nochmals 
überarbeitet.

Prüfungsfahrzeuge: 
Transmissionsgrad der 
Scheiben

Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer (IDF)
In dieser Frage müssen technisch 
machbare und praxisnahe Regelun-
gen gefunden werden, die auch den 
Prüfern gerecht werden.

MR'in Bartelt-Lehrfeld
Das BMVI schließt sich der Auffas-
sung des IDF an.

Am Ende dieser Tagung betonten das Bundesverkehrsministeri-
um (BMVI) und der Interessenverband Deutscher Fahrlehrer (IDF) 
nochmals die konstruktive, informative, harmonische Gesprächs-
atmosphäre. Für die Zukunft wurden weitere Gespräche dieser Art 
vereinbart.

Resümee
des Treffens
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Von Dietrich Jaser
Rechtsanwalt
www.domusjuris.de

1. Urlaub

Unser erstes Beispiel für „Lohn 
ohne Arbeit“ ist der gesetzliche Ur-
laubsanspruch der Arbeitnehmer.

Jede(r) Arbeitnehmer(in) (im Fol-
genden vereinfacht: „der Arbeit-
nehmer“) hat Anspruch auf 24 
Werktage bezahlten Erholungsur-
laub. Der Begriff Urlaub wird im 
Arbeitsrecht gleichbedeutend mit 
Erholungsurlaub verwendet. Erho-
lungsurlaub ist die zum Zweck der 
Erholung erfolgte zeitweise Freistel-
lung des Arbeitnehmers von der 
ihm nach dem Arbeitsvertrag ob-
liegenden Arbeitspflicht durch den 
Arbeitgeber unter Fortzahlung der 
Vergütung, um ihm Gelegenheit 
zur selbstbestimmten Erholung zu 
geben (BAG 20.6.2000 – 9 AZR 
405/99, DB 2000, 2327).

Der gesetzliche Anspruch auf Min-
desturlaub wird durch das Bun-
desurlaubsgesetz (BurlG) geregelt. 
Das BUrlG geht vom Tagesprinzip 
aus. Der Anspruch auf Arbeits-
befreiung besteht für Tage, nicht 
für Stunden (BAG 8.5.01 – 9 AZR 
240/00, NZA 01, 1254). § 3 Abs. 
1 BUrlG geht von der Sechstage-
woche aus, mithin also von einem 
Urlaubsanspruch von vier Wochen. 
Danach richtet sich die Anzahl der 
freien Arbeitstage. So führt bei 
einer Fünftagewoche eine regel-
mäßige Verteilung der Arbeitszeit 
auf die Tage Montag bis Freitag 
beispielsweise zu einem Anspruch 
auf 20 Tage Urlaub (BAG 8.9.98 
– 9 AZR 161/97). Somit ergibt sich 
folgende Formel zur Berechnung 

der Anzahl der Urlaubstage: 24 
Werktage geteilt durch sechs Werk-
tage mal Anzahl der Arbeitstage 
pro Woche. Wer nur drei Tage wö-
chentlich arbeitet hat dann eben 
12 Tage Urlaub. Grundsätzlich gilt 
das auch für den über den gesetz-
lichen Mindesturlaub hinausge-
henden freiwilligen Urlaub, sofern 
einzelvertraglich nichts Anderes 
geregelt ist.

Bei der Berechnung des Urlaub-
sentgelts ist nach § 11 BUrlG das 
Entgelt zugrunde zu legen, das der 
Arbeitnehmer in den letzten 13 
Wochen vor dem Urlaubsantritt 
erzielte. Zu berücksichtigen – mit 
Ausnahme der Mehrbezahlung für 
Überstunden – ist die gesamte Ver-
gütung unter Einschluss aller Lohn-
bestandteile, die dem Arbeitneh-
mer mit Bezug zum Umfang der 
tatsächlich erbrachten Arbeitsleis-
tung im jeweiligen Bezugszeitraum 
gezahlt werden. Mit Mehrbezah-
lung für Überstunden sind die als 
Zuschläge bezeichneten Zusatzleis-
tungen gemeint, nicht jedoch der 
Anspruch, dass dem Arbeitnehmer 
die ausfallenden Überstunden in 
gleicher Weise wie die sonstigen 
ausfallenden Arbeitsstunden zu 
vergüten sind (BAG 22.2.2000 
– 9 AZR 107/99, NZA 01, 268; 
9.11.99 – 9 AZR 771/98, NZA 
2000, 1335).

Hat der Arbeitnehmer bei einem 
Ausscheiden innerhalb des Kalen-
derjahres bereits mehr Urlaub-
sentgelt erhalten als ihm zu-
stand, kann dieses nicht nach § 
812 BGB zurückgefordert werden. 
Hat der Arbeitnehmer den Urlaub 
bereits angetreten, der Arbeitgeber 
aber entgegen § 11 BUrlG das Ur-
laubsentgelt noch nicht gezahlt und 
kann nun gekürzt werden, besteht 

kein Anspruch auf die (volle) Zah-
lung. § 5 Abs. 3 BUrlG verschafft 
dem Arbeitnehmer keinen An-
spruch, sondern soll ihn nur vor der 
Rückzahlung des Urlaubsentgelts 
nach Inanspruchnahme der Freizeit 
schützen.

Neben dem BUrlG gibt es noch wei-
tere gesetzliche Urlaubsregelungen 
im Heimarbeitsgesetz, im Jugend-
arbeitsschutz, beim Zusatzurlaub 
für schwerbehinderte Menschen (5 
Tage nach § 208 SGB IX) und im 
Seemannsgesetz. 

Der gesetzliche Urlaubsanspruch 
ist nach § 13 Abs. 1 Satz 1 BUrlG 
unabdingbar. Der Arbeitnehmer 
kann nicht rechtswirksam dar-
auf verzichten. Urlaubsansprüche, 
die den gesetzlichen Mindesturlaub 
übersteigen, können jedoch grund-
sätzlich frei geregelt werden (BAG 
10.12.13 – 9 AZR 279/12, BeckRS 
2014, 68897).

Der Urlaubsanspruch, d.h. der 
Anspruch auf Befreiung von der 
Arbeitspflicht kann nicht auf Dritte 
übertragen werden. Beim Tod des 
Arbeitnehmers wandelt sich der Ur-
laubsanspruch in einen Urlaubsab-
geltungsanspruch der Erben um.

LOHN OHNE ARBEIT
Drei bis vier Beispiele für gesetzliche Regelungen

RA Dietrich Jaser
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2. Entgeltfortzahlung

Unser zweites (und genau genom-
men: drittes) Beispiel für „Lohn ohne 
Arbeit“ ist der gesetzliche Anspruch 
der Arbeitnehmer auf Entgeltfort-
zahlung im Krankheitsfall und 
an Feiertagen.  Unter dem Begriff 
der „Entgeltfortzahlung“ ist im Ent-
geltfortzahlungsgesetz (EFZG) so-
wohl die Vergütungsfortzahlung 
im Krankheitsfall (§ 3 EFZG) als 
auch die Fortzahlung der Vergü-
tung an Feiertagen (§ 2 EFZG) 
geregelt. Diese Ansprüche stehen 
auch geringfügig beschäftigten Ar-
beitnehmern zu. 

Die Entgeltfortzahlung an gesetz-
lichen Feiertagen (Feiertagslohn) 
ist von der Bezahlung zusätzlicher 
Arbeit an Sonn- und Feiertagen zu 
unterscheiden. Im Gegensatz zur 
Sonn- und Feiertagsarbeit, die zu-
sätzlich und ggf. mit Zuschlägen 
zu bezahlen ist, bezweckt der Fei-
ertagslohn, dass dem Arbeitneh-
mer der Entgeltausfall durch den 
Arbeitgeber ausgeglichen wird, 
der durch die Nichtarbeit an einem 
gesetzlichen Feiertag entsteht. Im 
Krankheitsfall ist die Vergütung 
fortzuzahlen, die bei der individuell 
maßgebenden regulären Arbeits-
zeit angefallen wäre. Bei einer Mo-
natsvergütung ist dies die auf den 
jeweiligen Krankheitstag entfallen-
de Vergütung, so dass der Monats-
verdienst ungeachtet der Arbeitsun-
fähigkeit fortzuzahlen ist. Bei einer 
stundenbezogenen Vergütung ist 
der Stundensatz mit der Zahl der 
ausgefallenen Arbeitsstunden zu 
multiplizieren.

Für die Berechnung der Feiertags-
vergütung ist das Lohnausfallprin-
zip maßgebend. Der Arbeitnehmer 
hat die Vergütung zu beanspru-
chen, die er bekommen hätte, wenn 
die Arbeit feiertagsbedingt nicht 
ausgefallen wäre. Bei festen Wo-
chen- oder Monatsbezügen erhält 

der Arbeitnehmer die Feiertagsver-
gütung dadurch, dass die Bezüge 
ungekürzt durchgezahlt werden. 
Für gewerbliche Arbeitnehmer, die 
im Stundenlohn beschäftigt sind, 
müssen die infolge des Feiertages 
ausgefallenen Arbeitsstunden mit 
dem regulären Stundenlohn in An-
satz gebracht werden.

3. Mutterschutz/Be-
schäftigungsverbot für 
Schwangere

Unser drittes (oder viertes) Bei-
spiel für „Lohn ohne Arbeit“ ist 
der gesetzliche Anspruch der 
schwangeren Frauen und Mütter 
auf Mutterschutzlohn und Mut-
terschaftsgeld nach den §§ 18 
und 19 des Mutterschutzgesetzes 
(MuSchG) aufgrund von ärztlichen 
Beschäftigungsverboten oder wäh-
rend der in § 3 MuSchG geregelten 
Beschäftigungsverbote.

Ein spezielles Verbot greift nach § 
11 Abs. 5 S. 2 Nr. 5 MuSchG für 
Fahrlehrerinnen. Danach dürfen 
werdende Mütter nach Ablauf des 
dritten Monats der Schwangerschaft 
nicht mehr auf Beförderungsmit-
teln beschäftigt werden, wenn dies 
für sie oder ihr Kind eine unver-
antwortbare Gefährdung darstellt. 
Eine Gefährdung ist nach § 9 Abs. 
2 Satz 2 MuschG unverantwortbar, 
wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit 
einer Gesundheitsbeeinträchtigung 
angesichts der zu erwartenden 
Schwere des möglichen Gesund-
heitsschadens nicht hinnehmbar ist. 
Eine Beschäftigung ist auch nicht 
mit Zustimmung der werdenden 
Mutter zulässig. Nach der Begrün-
dung der Vorgängernorm dieser 
Vorschrift (§ 4 Abs. 2 Nr. 7 MuSchG 
a.F.) soll mit dem Verbot das Kind 
vor Schäden bewahrt werden, die 
durch die fortwährende Erschütte-
rung eintreten könnten. Weil diese 
Gefahr auch von Fahrschulwagen 

ausgeht, greift das Verbot für die 
praktische Ausbildung von Fahr-
schülern, nicht jedoch für die Ertei-
lung theoretischen Unterrichts oder 
Verwaltungstätigkeiten.

Eine Frau, die wegen eines Beschäf-
tigungsverbots außerhalb der 
Schutzfristen (sechs Wochen vor 
oder acht Wochen nach der Ent-
bindung) teilweise oder gar nicht 
beschäftigt werden darf, erhält von 
ihrem Arbeitgeber Mutterschutz-
lohn. Als Mutterschutzlohn wird das 
durchschnittliche Arbeitsentgelt 
der letzten drei abgerechneten 
Kalendermonate vor dem Eintritt 
der Schwangerschaft gezahlt. Dies 
gilt auch, wenn wegen dieses Ver-
bots die Beschäftigung oder die 
Entlohnungsart wechselt. Beginnt 
das Beschäftigungsverhältnis erst 
nach Eintritt der Schwangerschaft, 
ist das durchschnittliche Arbeitsent-
gelt aus dem Arbeitsentgelt der ers-
ten drei Monate der Beschäftigung 
zu berechnen. Gesetzlich kranken-
versicherte Frauen erhalten für die 
Zeit der Schutzfristen sechs Wochen 
vor und acht Wochen nach der 
Entbindung sowie für den Entbin-
dungstag Mutterschaftsgeld gem. 
§ 24i SGB V. Als Mutterschaftsgeld 
wird das um die gesetzlichen Ab-
züge verminderte durchschnittliche 
kalendertägliche Arbeitsentgelt 
der letzten drei abgerechneten 
Kalendermonate vor Beginn der 
sechswöchigen Schutzfrist nach 
§ 3 Abs. 1 MuSchG gezahlt. Es be-
trägt höchstens 13 Euro für den 
Kalendertag. Für die Ermittlung 
des durchschnittlichen kalender-
täglichen Arbeitsentgelts gilt § 21 
des Mutterschutzgesetzes entspre-
chend. Übersteigt das durchschnitt-
liche Arbeitsentgelt 13 Euro kalen-
dertäglich, wird der übersteigende 
Betrag vom Arbeitgeber oder von 
der für die Zahlung des Mutter-
schaftsgeldes zuständigen Stelle 
nach den Vorschriften des Mutter-
schutzgesetzes gezahlt.
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LG Berlin: Vermittlungsportal 
für Fahrschuldienstleistungen 
darf nicht mit „Online Fahr-
schule“ werben – Wettbewerbs-
zentrale erreicht Klärung weite-
rer wichtiger Rechtsfragen

Das Landgericht Berlin hat in ei-
nem von der Wettbewerbszentrale 
geführten Grundsatzverfahren ei-
nem Vermittlungsportal für Fahr-
schuldienstleistungen, das keine 
Fahrschulerlaubnis besitzt, u. a. 
untersagt, mit dem Begriff „Online 
Fahrschule“ zu werben (LG Berlin, 
Urteil vom 26.09.2019, Az. 52 O 
346/18 - nicht rechtskräftig). Aus 
Sicht der Wettbewerbszentrale er-
gibt sich aus der Entscheidung im 
Hinblick auf die Werbung auf Ver-
mittlungsportalen ebenso, dass ein 
Plattformbetreiber konkrete Ange-
bote von Drittanbietern nicht ohne 
deren Wissen auf der Plattform be-
werben darf. 

„Online Fahrschule“
Das Portal hatte auf Messeständen 
im Rahmen einer Messe für ange-
hende Unternehmer für die Leis-
tungen der Vermittlungsplattform 
mit dem Begriff „Online-Fahrschu-
le“ geworben, ohne im Besitz einer 
Fahrschulerlaubnis zu sein. Außer-
dem wurden auf dem Portal nach 
Nennung und Vorstellung von 
Fahrschulen konkrete Ausbildungs-
angebote unterbreitet, von denen 
die betreffenden Fahrschulen gar 
keine Kenntnis hatten.

Das LG Berlin schloss sich in sei-
nem Urteil der Auffassung der 
Wettbewerbszentrale an, dass die 
Verwendung des Begriffs „Fahr-
schule“ auch auf einer Messe für 
angehende Unternehmer zur Irre-
führung geeignet sei. Die Messe-
besucher könnten annehmen, die 
Beklagte böte auch andere Dienst-

leistungen als die bloße Vermitt-
lung von Geschäftskunden an.

Werbung des Plattformbetreibers 
für Dienstleistungen Dritter ohne 
deren Kenntnis?
In dem zweiten Themenkomplex des 
Grundsatzverfahrens sah es das Ge-
richt ebenfalls als irreführend an, 
wenn auf dem Portal unter Nen-
nung von Preisen für die Dienstleis-
tungen von namentlich genannten 
Fahrschulen geworben wird, obwohl 
diese gar nicht bereit sind, die Aus-
bildung zu diesen auf dem Portal ge-
nannten Konditionen durchzuführen. 

Diese Angaben erweckten den irre-
führenden Eindruck, die genannten 
Fahrschulen würden mit der Beklag-
ten kooperieren und die Leistungen 
zu dem genannten Preis anbieten. 
Sie seien „unwahr“ und geeignet, 
Kunden in relevanter Weise zu be-
einträchtigen.

Werbung mit Kundenzahlen
Ebenso hatte die Wettbewerbszent-
rale die Angaben der Plattform auf 
deren Homepage zu Zahlen von 
Fahrschülern und Fahrlehrern als 
irreführend  beanstandet. Denn die 
Angaben hätten die Angesproche-

nen  als Hinweis auf die Zahl der von 
der Plattform betreuten Fahrschüler 
und Fahrlehrer beziehen müssen, 
was unstreitig aber nicht richtig ist. 
Auch diese Beanstandung bezeich-
net das LG Berlin im Rahmen seiner 
Entscheidung zu den Abmahnkosten 
als berechtigt. 

In einem Streitpunkt sah das Gericht 
die von der Plattform in einem Flyer 
gemachten weiteren Zahlenanga-
ben lediglich als Hinweis auf das 
gesamte Marktvolumen des Fahr-
schulmarktes und beurteilte diese 
Werbung als zulässig. 

„Das Urteil bringt eine erfreuliche 
Klärung verschiedener Fragen zur 
Werbung auf Vermittlungsporta-
len“, kommentiert Rechtsanwalt Pe-
ter Breun-Goerke, Fahrschulexperte 
der Wettbewerbszentrale, das Urteil. 
„Portale dürfen nur die Leistungen 
von Drittanbietern bewerben, die 
diese Unternehmen in Absprache 
mit dem Portal auch erbringen wol-
len“, erklärt Breun-Goerke weiter. Es 
bleibt abzuwarten, ob die Entschei-
dung rechtskräftig wird.

Quelle: Wettbewerbszentrale, Büro 
Bad Homburg

WERBUNG MIT "ONLINE FAHRSCHULE"?
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SRK Fahrlehrer-Fortbildung    Seminarangebot 

Seminarart Dauer Ort Seminartermin 
Kosten 

in 
Euro 

Fahrlehrerfortbildung § 53 Abs. 1 FahrlG 3 Tage 

Günzburg 07.11. – 09.11.19 200 
Günzburg 14.11. – 16.11.19 200 
Cham 14.11. – 16.11.19 210 
Buchen (Odenwald) 21.11. – 23.11.19 210 
Darmstadt 28.11. – 30.11.19 210 
Regensburg 28.11. – 30.11.19 210 
Cham 23.01. – 25.01.20 210 
Günzburg 06.02. – 08.02.20 200 
Ludwigsburg 13.02. – 15.02.20 210 
Regensburg 12.03. – 14.03.20 210 
Buchen 26.03. – 28.03.20 210 
Günzburg 23.04. – 25.04.20 200 
Günzburg 07.05. – 09.05.20 200 
Darmstadt 14.05. – 16.05.20 210 
Günzburg 24.09. – 26.09.20 200 
Ludwigsburg 15.10. – 17.10.20 210 
Günzburg 22.10. – 24.10.20 200 
Günzburg 05.11. – 07.11.20 200 
Regensburg 12.11. – 14.11.20 210 
Darmstadt 12.11. – 14.11.20 210 
Buchen 19.11. – 21.11.20 210 
Günzburg 26.11. – 28.11.20 200 
Bayreuth 03.12. – 05.12.20 210 

 

Buchung von Einzeltagen ist möglich.  1 Tag 100 Euro, 2 Tage 200 Euro 
 

Seminarleiter-Fortb. § 53 Abs. 2 Nr. 1 FahrlG   ASF 1 Tag 

Günzburg 11.11.19 100 
Günzburg 18.11.19 100 
Günzburg 23.11.19 100 
Günzburg 22.02.20 100 
Regensburg 11.03.20 100 
Günzburg 04.04.20 100 
Günzburg 09.05.20 100 
Darmstadt 13.05.20 100 
Günzburg 31.10.20 100 
Günzburg 07.11.20 100 

Seminarleiter-Fortb. § 53 Abs. 2 Nr. 2 FahrlG   FeS 1 Tag Günzburg 03.04.20 100 

BWL-Lehrgang § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 FahrlG 70 Std. 
Günzburg 25.11. – 30.11.19 800 
Günzburg 23.03. – 01.04.20 800 
Günzburg 16.11. – 25.11.20 800 

Ausbildungsfahrlehrer § 16 und § 35 FahrlG 5 Tage Günzburg 17.02. – 21.02.20 500 
Günzburg 14.09. – 18.09.20 500 

Ausbildungsfahrlehrer-Fortbildung § 53 Abs. 3 1 Tag 

Günzburg 13.11.19 100 
Günzburg 16.11.19 100 
Günzburg 19.11.19 100 
Günzburg 01.02.10 100 
Günzburg 10.10.20 100 

Fortbildung für BKF-Trainer § 8 BKrFG 2 Tage Günzburg 24.01. – 25.01.20 200 

Grundkurs zur Seminarleiterausbildung gem. §§ 45 u. 
46 FahrlG 4 Tage Günzburg 04.03. – 07.03.20 500 

Seminarerlaubnis zur Durchführung von Aufbausemi-
naren gem. § 45 Abs. 2 Nr. 4b FahrlG 4 Tage Günzburg 18.03. – 21.03.20 500 

Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik gem. § 46 Abs. 2 
Nr. 4b FahrlG 4 Tage Günzburg geplant  

 

Die Seminarkosten sind mehrwertsteuerfrei lt. Umsatzsteuergesetz § 4 Nr. 21 
unsere Seminare gelten in allen Bundesländern 

weitere Termine auf Anfrage 
laufende Aktualisierung unter   www.fahrlehrerweiterbildung.de 

SRK Seminare Robert Klein - Stadtberg 32 - 89312 Günzburg        Telefon: 08221-31905 



BETRIEBSWIRTSCHAFTSLEHRGANG
§ 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 FahrlG

 

25.11. bis 30.11.2019

Anmeldung unter Tel. 08221-31905
(Montag bis Freitag von 11 bis 17 Uhr)
oder www.fahrlehrerweiterbildung.de
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Achtung! Das ist das letzte Seminar, das wir im Zeitraum von 6 Tagen durch-
führen. Der Gesetzgeber bestimmt, dass Sie mit Wirkung vom 1. Januar 2020 
pro Tag nur noch 8 x 45 Minuten unterrichtet werden dürfen.
Dies bedeutet, dass Betriebswirtschaftsseminare künftig 9 Tage dauern.

Flucht vor Polizei 
Ein Pkw-Fahrer flüchtete vor ei-
ner Streifenwagenbesatzung der 
Polizei, die bei ihm eine Ver-
kehrskontrolle durchführen wollte 
und ihm deshalb das Haltesignal 
anzeigte. Daraufhin beschleunig-
te dieser sein Fahrzeug, um das 
Polizeifahrzeug, das ihn nun mit 
mit Blaulicht, Martinshorn und 
dem Haltesignal "Stopp Polizei" 
verfolgte, unter Missachtung der 
Sicherheitsinteressen anderer 
Verkehrsteilnehmer abzuhängen. 
Der flüchtende Pkw überschritt 
mehrfach die zulässige Höchst-
geschwindigkeit um mehr als 95 
km/h, überfuhr eine rote Am-
pel auf der Gegenfahrbahn und 
schnitt Kurven.  

Das Amtsgericht Münsingen ver-
urteilte ihn deshalb nach StGB § 
315 d „Verbotene Kraftfahrzeu-
grennen“ zu einer Geldstrafe von 
2.800 Euro, entzog ihm die Fah-
rerlaubnis und verhängte eine 

Sperrfrist für die Neuerteilung 
der Fahrerlaubnis von neun Mo-
naten.

Das Oberlandesgericht (OLG) 
Stuttgart, bei dem der Angeklag-
te Revision einlegte, bestätigte 
das Urteil des Amtsgerichts. Es 
begründete seine Entscheidung 
damit, dass auch Fälle der so-
genannten "Polizeiflucht" den seit 
13. Oktober 2017 geltenden 
neuen Straftatbestand "Verbotene 
Kraftfahrzeugrennen" erfülle.

Quelle: OLG Stuttgart, 
Az. 4 Rv 28 Ss 103/19  

Fortbildungen steuerlich
absetzen 
In unserer schnelllebigen Zeit 
muss auch unser Wissen stetig 
aktualisiert werden. Dies gilt be-
sonders auch für das Berufswis-
sen. Das Finanzamt erkennt die 
Aufwendungen für Fortbildung 
deshalb bei Arbeitnehmern und 
Selbständigen als Werbungskos-
ten -  in der Regel in unbegrenz-
ter Höhe - an. Allerdings muss 

jeweils der Bezug zur beruflichen 
Tätigkeit nachgewiesen werden. 
So können Selbständige betrieb-
lich notwendige Fortbildungen 
wie zum Beispiel die Seminar-
kosten für ASF-Lehrgangsleitung  
oder die Kosten für vorgeschrie-
bene Pflichtfortbildungstage im 
Rahmen der Einnahme-Über-
schussrechung bzw. Gewinn- und 
Verlustrechnung als betrieblicher 
Aufwand geltend machen. Ar-
beitnehmer können diese Ausga-
ben in ihrer Steuererklärung als 
Werbungskosten angeben.

Auch Computer- und Inter-
net-Weiterbildungen werden 
mittlerweile als beruflich beding-
te Fortbildungskosten steuer-
lich anerkannt, sofern man die 
PC-Kenntnisse konkret für den Be-
ruf benötigt (Finanzgericht Rhein-
land-Pfalz vom 24.10.2005, 5 K 
1944/03, Deutsches Steuerrecht 
Entscheidungsdienst,2006, Seite 
136). 

Quellen: akademie.de/wissen;  
steuern.de/fortbildung.html

KURZ GEMELDET
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Das Bundesverkehrsministerium 
hat zu dieser Thematik einen Flyer 
publiziert, der in wesentlichen Tei-
len nachfolgend abgedruckt ist.

Vorbemerkung
Wenn wir über Mikromobilität 
sprechen, sprechen wir über klei-
nere Fahrzeuge mit elektrischem 
Antrieb, wie z.B. elektrische Tret-
roller und Segways. Diese werden 
unter dem Oberbegriff „Elektro-
kleinstfahrzeuge“ zusammenge-
fasst. Die Fahrzeuge sind batterie-
betrieben und somit emissionsfrei. 
Die Besonderheit einer Vielzahl 
dieser Fahrzeuge liegt zudem in 
ihren meist kleinen Ausmaßen und 
ihrem geringen Gewicht, wodurch 
sie falt- und tragbar ausgestaltet 
sein können. Diese Eigenschaften 
ermöglichen den Nutzern die Mit-
nahme der Fahrzeuge, weshalb 
diese einen besonderen Mehrwert 
zur Verknüpfung unterschiedlicher 
Transportmittel und zur Überbrü-
ckung insbesondere kurzer Dis-
tanzen (sogenannte „Letzte-Meile“) 
darstellen.

Warum ist eine nationale Rege-
lung zu Elektrokleinstfahrzeu-
gen erforderlich?
Auf europäischer Ebene gilt seit 
Januar 2016 die neue Typge-
nehmigungsverordnung (EU) Nr. 
168/2013 für 2-, 3- oder 4-räd-
rige Fahrzeuge. Diese schließt 
selbstbalancierende Fahrzeuge 
und Fahrzeuge ohne Sitz ausdrück-
lich von ihrem Anwendungsbereich 
aus. In Deutschland konnten bisher 
nur bestimmte selbstbalancierende 
Mobilitätshilfen – z. B. sogenannte 
„Segways“ – über die Mobilitäts-
hilfenverordnung (MobHV) im öf-
fentlichen Straßenverkehr genutzt 
werden. Daher hat das Bundesmi-

nisterium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur (BMVI) die Elektrok-
leinstfahrzeuge-Verordnung erar-
beitet, um Elektrokleinstfahrzeugen 
typunabhängig die Teilnahme am 
öffentlichen Straßenverkehr zu er-
möglichen.

Was sind die Eckpunkte der 
neuen Regelung?
Es dürfen Elektrokleinstfahrzeu-
ge am öffentlichen Straßenver-
kehr teilnehmen, die die fol-
genden Merkmale aufweisen: 
Lenk- oder Haltestange, bauartbe-
dingte Höchstgeschwindigkeit von 
6 bis max. 20 km/h, Leistungsbe-
grenzung auf 500 Watt (1400 Watt 
bei selbstbalancierenden Fahrzeu-
gen) verkehrssicherheitsrechtliche 
Mindestanforderungen (u.a. im Be-
reich der Brems- und Lichtsysteme, 
der Fahrdynamik und elektrischen 
Sicherheit).

Wo darf ich mit Elektrokleinst-
fahrzeugen fahren?
Sofern ein baulich angelegter 
Radweg oder ein Radfahrstreifen 
vorhanden ist, müssen Elektrok-
leinstfahrzeuge diesen benutzen. 
Dies gilt unabhängig davon, ob 
die Radverkehrsanlage für Rad-
fahrende benutzungspflichtig ist 
oder nicht. Insofern unterscheiden 
sich hier die straßenverkehrsrecht-
lichen Regelungen für Fahrräder 
und Elektrokleinstfahrzeuge. Wenn 
baulich angelegte Radwege oder 
Radfahrstreifen fehlen, darf mit 
Elektrokleinstfahrzeugen auch die 
Fahrbahn und außerorts auch Sei-
tenstreifen genutzt werden. 

Können Elektrokleinstfahrzeuge 
im ÖPNV mitgenommen werden?
Das BMVI befürwortet die Mitnah-
me von Elektrokleinstfahrzeugen 

im öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV), kann dazu allerdings 
nicht verpflichten. Grundsätzlich 
richtet sich die Mitnahme nach den 
Vorschriften zur Beförderung von 
Sachen. Details können § 11 der 
Verordnung über die Allgemeinen 
Beförderungsbedingungen für den 
Straßenbahn- und Obusverkehr 
sowie den Linienverkehr mit Kraft-
fahrzeugen (BefBedV) bzw. ggf. den 
Besonderen Beförderungsbedin-
gungen des jeweiligen Verkehrsun-
ternehmens entnommen werden. 
Auch hinsichtlich der Beförderung 
durch Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen können Regelungen zur 
Mitnahme ggf. den jeweiligen Be-
förderungsbedingungen des Un-
ternehmens entnommen werden. 
Die Sicherheit und Ordnung des 
Betriebes dürfen durch die Mitnah-
me nicht gefährdet und andere 
Fahrgäste nicht belästigt werden.

Sind die anderen Verkehrsteil-
nehmer sicher?
Die Elektrokleinstfahrzeuge-Ver-
ordnung ist eine ausgewogene 
Lösung zwischen der Einführung 
neuer Mobilitätsformen einerseits 
und der Gewährleistung der Ver-
kehrssicherheit andererseits.

Dies betrifft alle Verkehrsteilneh-
mer. Zusätzlich wird die Umsetzung 
der Elektrokleinstfahrzeuge-Ver-
ordnung durch die Bundesanstalt 
für Straßenwesen wissenschaftlich 
begleitet und evaluiert.

Wie verhält es sich mit Elektrok-
leinstfahrzeugen, die schneller als 
20 km/h fahren können?

Die Zulassung solcher Fahrzeuge 
zum öffentlichen Straßenverkehr ist 
derzeit nicht vorgesehen.

ELEKTROKLEINSTFAHRZEUGE
FRAGEN UND ANTWORTEN
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GRUNDKURS ZUR SEMINARLEITERAUSBILDUNG
GEM. §§ 45 UND 46 FAHRLG 

04. – 07.03.2020 in Günzburg, Kosten: 500 Euro

SEMINARERLAUBNIS ZUR DURCHFÜHRUNG VON
AUFBAUSEMINAREN GEM. § 45 ABS. 2 NR. 4B FAHRLG (ASF) 

18. – 21.03.2020 in Günzburg, Kosten: 500 Euro
 

Anmeldung unter Tel. 08221-31905 
(Montag bis Freitag von 11 bis 17 Uhr)
oder www.fahrlehrerweiterbildung.de

Dürfen Elektrokleinstfahrzeuge 
mit ausgeschaltetem Motor auf 
dem Gehweg genutzt werden?
Nein. Auch wenn der Motor aus-
geschaltet wird, darf nur auf den 
vorgesehenen Verkehrsflächen ge-
fahren werden. Es ist nicht mög-
lich, während des Betriebs eines 
Fahrzeugs die Fahrzeugart zu 
wechseln, beispielsweise durch das 
Ausschalten des Motors.

Darf ich unter Alkoholeinfluss ein 
Elektrokleinstfahrzeug fahren?
Auch für Elektrokleinstfahrzeuge 
gilt die 0,5-PromilleGrenze ge-
mäß § 24a des Straßenverkehrs-
gesetzes. Allerdings macht man 
sich auch schon ab 0,3-Promille 
strafbar, wenn man unter Alkoho-
leinfluss nicht mehr in der Lage 
ist, sicher am Straßenverkehr teil-
zunehmen. Für unter 21-jähri-
ge und Führerschein-Neulinge 
in der Probezeit gilt auch hier die 
Null-Promille-Grenze. Es gelten 
die einschlägigen Straf- und Buß-
geldregelungen zum Führen von 
Kraftfahrzeugen im Straßenver-
kehr. Zum Beispiel kann bei ei-
ner Blutalkoholkonzentration von 
0,5-Promille bereits ein Bußgeld 

von 500 Euro sowie ein Fahrverbot 
von 1 Monat verhängt werden. Da-
rüber hinaus werden 2 Punkte im 
Fahreignungsregister eingetragen.

Was ist noch verboten?
Unter anderem sind die Mitnahme 
von Personen und Gegenständen 
auf dem Trittbrett, die Nutzung von 
Gehwegen und Fußgängerzonen, 
das Anhängen an andere Fahr-
zeuge sowie Behinderungen und 
Gefährdungen untersagt. Es gel-
ten darüber hinaus auch die allge-
meinen straßenverkehrsrechtlichen 
Vorschriften, insbesondere das Ge-
bot der ständigen Vorsicht und ge-
genseitigen Rücksichtnahme.

Was gilt für bisher zugelassene 
Elektrokleinstfahrzeuge (z.B. 
Segways)?
Die Mobilitätshilfenverordnung 
(MobHV) ist durch die neue Elekt-
rokleinstfahrzeuge-Verordnung ab-
gelöst worden. Die danach erteilten 
Genehmigungen behalten jedoch 
ihre Gültigkeit. Seit Inkrafttreten der 
neuen Verordnung werden die da-
rin enthaltenen Regelungen auch 
für die bereits zugelassenen Fahr-
zeuge angewendet.

Brauche ich einen Führer-
schein?
Nein. Es besteht keine Führer-
scheinpflicht bzw. Pflicht zur Vorla-
ge einer Mofa-Prüfbescheinigung.

Muss ich mein Elektrokleinst-
fahrzeug versichern?
Ja. Elektrokleinstfahrzeuge sind 
Kraftfahrzeuge und somit versiche-
rungspflichtig. Wegen der kleinen 
Ausmaße und der Besonderheiten 
in der baulichen Ausführung ist für 
diese Fahrzeuge eine kleine Versi-
cherungsplakette zum Aufkleben 
eingeführt worden.

Was ist der Unterschied zwi-
schen den Elektrokleinstfahr-
zeugen und den Pedelecs und 
S-Pedelecs bzw. Leichtmofas?
Beim Pedelec handelt es sich um ein 
Fahrzeug mit einem Elektro-Hilfs-
antrieb, dessen Unterstützung sich 
mit zunehmender Geschwindigkeit 
progressiv verringert. Das heißt, 
sobald eine Geschwindigkeit von 
25 km/h erreicht wird oder der 
Fahrende mit dem Treten aufhört, 
wird der Hilfsantrieb automatisch 
unterbrochen. Das Unterschei-
dungsmerkmal eines Pedelecs ist 
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somit, dass der elektrische Motor 
zusätzlich zur Muskelkraft und nur 
unterstützend wirkt. Solche Fahr-
zeuge sind verkehrsrechtlich den 
Fahrrädern gleichgestellt. Bei so-
genannten S-Pedelecs handelt es 
sich um Kraftfahrzeuge mit Elekt-
ro-Hilfsantrieb, die bei kombinier-
tem Einsatz von Muskel- und Mo-
torkraft eine Geschwindigkeit von 
bis zu 45 km/h erreichen und wer-
den daher als Kleinkraftrad einge-
stuft. Es gilt Helm-, Führerschein-, 
Versicherungs- und Straßenbenut-
zungspflicht. Elektrokleinstfahrzeu-
ge sind in diesem Sinne eine neue 
Klasse von Fahrzeugen, da sie aus-
schließlich durch den elektrischen 
Motor angetrieben werden.

Wie alt muss ich sein?
Elektrokleinstfahrzeuge können ab 
einem Alter von 14 Jahren genutzt 
werden.

Welche Regelungen gelten für 
Elektrokleinstfahrzeuge im 
EU-Ausland?
Da es keinen einheitlichen europä-
ischen Rahmen gibt, variieren die 
Anforderungen an Elektrokleinst-
fahrzeuge zwischen verschiede-
nen EU-Ländern. Einzelne Länder 
haben die Nutzung von Elektro-

kleinstfahrzeugen im öffentlichen 
Straßenverkehr nicht geregelt oder 
auch gänzlich ausgeschlossen. In 
der Mehrzahl der Länder gibt es 
jedoch Regelungen hierzu. Meist ist 
eine Geschwindigkeitsbegrenzung 
für Elektrokleinstfahrzeuge auf 20 
bis 25 km/h vorgesehen. Auch in 
Bezug auf zulässige Verkehrsflä-
chen gibt es unterschiedliche Rege-
lungen.

Können zum Kauf angebotene 
Fahrzeuge, die nicht den An-
forderungen der Elektrokleinst-
fahrzeugeVerordnung entspre-
chen, nachgerüstet werden?
Ja. Nach Inkrafttreten der Verord-
nung können die Hersteller für 
Fahrzeuge, die die Anforderungen 
der Elektrokleinstfahrzeuge-Ver-
ordnung erfüllen, beim Kraftfahrt-
Bundesamt eine Allgemeine Be-
triebserlaubnis (ABE) beantragen. 
Bereits in den Handel gebrachte 
Fahrzeuge, die der Verordnung 
nicht entsprechen, können durch 
den Hersteller nachgerüstet wer-
den, um den Anforderungen ge-
recht zu werden. Fahrzeuge, die 
der Verordnung entsprechen, aber 
nicht vom Hersteller mit einer nach-
träglichen Allgemeinen Betriebser-
laubnis versehen werden, können 

auch vom jeweiligen Besitzer über 
eine Einzelbetriebserlaubnis in den 
Verkehr gebracht werden, sofern 
die entsprechenden technischen 
Anforderungen erfüllt werden.

Quelle: www.bmvi.de

Hightech-Fahrhilfen ab 2022 
Das EU Parlament hat nun den 
Vorschlag der EU-Kommission 
vom letzten Jahr umgesetzt. Ab 
dem Jahr 2022 sollen neu entwor-
fene Fahrzeugmodelle verpflich-
tend mit bis zu 30 elektronischen 
Kontrollsystemen ausgerüstet 
werden. Vorgesehen sind unter 
anderem Alkoholwegfahrsperren, 
Spurhalteassistent, Müdigkeits- 
und Ablenkungswarnsystem, 
Notbremsassistenzsystem, Rück-
fahrassistent, Notbremslicht usw.
Außerdem ist vorgesehen, dass 
neu entworfene Modelle mit Da-
tenrekorder zur Erfassung ereig-
nisbezogener Daten ausgerüstet 
werden müssen, die ähnlich wie 
die Blackbox in Flugzeugen funk-
tionieren.

Ab dem Jahr 2024 soll die Rege-
lung dann generell für alle Neu-
fahrzeuge in Kraft treten. 

KURZ GEMELDET
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